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Gesetz zur Änderung der „Ordnung für das Verfahren zur Anerkennung des 

Leids“ (UKA-Ordnung-ÄnderungsG)  

Artikel 1 

Änderung der „Ordnung für das Verfahren zur Anerkennung des Leids“ 

Die „Ordnung für das Verfahren zur Anerkennung des Leids“ (UKA-Ordnung) vom 24. 

November 2020 in der Fassung vom 26. April 2021 (Amtsblatt Nr. 6 vom 15. Juni 

2021) wird nach Beratung und Beschlussfassung im Ständigen Rat am 23. Januar 

2023 wie folgt geändert: 

1. Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geändert:  

Die Angabe zu 12. wird wie folgt neu gefasst: 

„12. Widerspruch, erneute Befassung und Vorbringen neuer Informationen“ 

2. Abschnitt 6 Absatz 6 wird wie folgt geändert:  

Folgender Satz wird angefügt: 

„Sofern eine gemeinsame Entscheidung über das Ergebnis der Plausibilitätsprüfung 

nicht herbeigeführt werden kann, trifft die Unabhängige Kommission für 

Anerkennungsleistungen die Plausibilitätsentscheidung in Gesamtsitzung gemäß 

Abschnitt 4 c (4).“ 

3. Abschnitt 12 wird wie folgt neu gefasst: 

„12. Widerspruch, erneute Befassung und Vorbringen neuer Informationen 

(1) Gegen die Festsetzung der Leistungshöhe der Unabhängigen Kommission für 

Anerkennungsleistungen nach Abschnitt 8 können die Betroffenen einmalig schriftlich 

über die Ansprechpersonen oder die zuständige kirchliche Institution (beide im 

Folgenden „jeweilige Stelle“) Widerspruch einlegen. Der Widerspruch bedarf keiner 

Begründung. Für die Einlegung des Widerspruchs gilt eine Frist von 12 Monaten ab 

Bekanntgabe der Leistungsentscheidung durch die Geschäftsstelle der 

Unabhängigen Kommission für Anerkennungsleistungen gem. Abschnitt 11 Absatz 3. 

Für bereits abgeschlossene Verfahren gilt eine Frist bis zum 31.03.2024.  

Über den Widerspruch entscheidet die Unabhängige Kommission für 

Anerkennungsleistungen. Richtet sich der Widerspruch gegen eine 

Kammerentscheidung, so wird eine andere Kammer mit der Entscheidung über den 

Widerspruch befasst; die Zuständigkeit der verschiedenen Kammern ist in der 

Geschäftsordnung der UKA zu regeln. Ist der Berichterstatter der angefochtenen 

Entscheidung auch Mitglied der zur Entscheidung über den Widerspruch berufenen 

Kammer, so bearbeitet den Widerspruch ein anderer Berichterstatter. Im Fall der 

Anfechtung einer Entscheidung des Plenums bearbeitet den Widerspruch ein 



anderer Berichterstatter als in der angefochtenen Ausgangsentscheidung. Für das 

Verfahren ist ggf. gemäß den Bestimmungen in den Abschnitten 4c, 6 bis 9 zu 

verfahren. 

Wollen Betroffene ihren Widerspruch begründen, können sie zugleich mit Einlegen 

des Widerspruchs formlos einen Antrag auf Einsicht in die dem UKA-Berichterstatter 

zur Vorbereitung seines Berichts für die Sitzung, in der die angefochtene 

Entscheidung gefallen ist, zur Verfügung stehende Akte stellen. Die Geschäftsstelle 

der Unabhängigen Kommission für Anerkennungsleistungen stellt die Papierakte 

unter Wahrung der schutzwürdigen Rechte Dritter zum Zweck der Akteneinsicht der 

jeweiligen Stelle zur Verfügung, über die der Antrag auf Akteneinsicht gestellt wurde. 

Die Einsicht des Betroffenen in die Papierakte erfolgt bei der jeweiligen Stelle in 

Anwesenheit einer von der jeweiligen Stelle hierfür vorgesehenen Person.  

Der Widerspruch kann innerhalb einer Frist von vier Wochen ab dem Datum der 

Einsichtnahme in die angeforderte Papierakte begründet werden. Er wird über die 

jeweilige Stelle an die Unabhängige Kommission für Anerkennungsleistungen 

übermittelt. 

Die Geschäftsstelle unterrichtet die antragstellende Person, die kirchliche Institution 

sowie die jeweilige Stelle über die Widerspruchsentscheidung.  

(2) Unabhängig von dem Widerspruchsrecht gemäß Absatz 1 steht es den 

Betroffenen frei, über die Ansprechpersonen oder zuständige kirchliche Institution 

den Antrag nach Abschluss des Verfahrens mit neuen Informationen der 

Unabhängigen Kommission für Anerkennungsleistungen zur erneuten Prüfung 

vorzulegen. In diesem Fall ist, sofern notwendig, gemäß den Bestimmungen in den 

Abschnitten 6 bis 9 zu verfahren. Über das Ergebnis der Prüfung wird der Betroffene 

unterrichtet.“ 

Artikel 2  

Inkrafttreten 

Dieses Änderungsgesetz tritt mit Wirkung vom 1. März 2023 in Kraft.  

Augsburg, den 6. Februar 2023  
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